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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. GOÄ: Behandlung durch angestellte Ärzte 
Urteil vom 04.04.2024, Az: III ZR 38/23  

2. VVG: Äußere Bild eines Einbruchdiebstahls 
Urteil vom 17.04.2024, Az: IV ZR 91/23  

3. BGB: Schwarzgeldabrede bei Grundstücksverträgen 
Urteil vom 15.03.2024, Az: V ZR 115/22  

4. BGB: Reichweiter Haftungsausschluss bei Beschaffenheitsvereinbarung 
Urteil vom 10.04.2024, Az: VIII ZR 161/23  

5. BGB: Ausgleichsansprüche zwischen Ehegatten 
Beschluss vom 13.03.2024, Az: XII ZB 243/23  

6. GWB: Hinderung an Vorlage zum EuGH 
Beschluss vom 16.01.2024, Az: KVR 78/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. GOÄ: Behandlung durch angestellte Ärzte 

Urteil vom 04.04.2024, Az: III ZR 38/23 
Der in § 1 Abs. 1 der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) beschriebene Anwendungs-
bereich der GOÄ setzt nicht voraus, dass Vertragspartner des Patienten ein Arzt ist, 
sondern dass die Vergütung für die beruflichen Leistungen eines Arztes geltend ge-
macht wird. Die GOÄ findet deshalb auch dann Anwendung, wenn der Behandlungs-
vertrag mit einer juristischen Person, zum Beispiel einem Krankenhausträger, abge-
schlossen wird und ambulante Leistungen durch Ärzte erbracht werden, die lediglich 
im Rahmen eines Anstellungs- oder Beamtenverhältnisses in der Erfüllung ihrer eige-
nen Dienstaufgaben tätig werden und selbst mit dem Patienten keine Vertragsbezie-
hung eingehen. 
 

  
2. VVG: Äußere Bild eines Einbruchdiebstahls 

Urteil vom 17.04.2024, Az: IV ZR 91/23 
Der Senat hält daran fest, dass für das äußere Bild eines Einbruchdiebstahls die festge-
stellten Spuren nicht in dem Sinne stimmig sein müssen, dass sie zweifelsfrei auf ei-
nen Einbruch schließen lassen (vgl. Senatsurteil vom 8. April 2015 - IV ZR 171/13 
,VersR 2015, 710Rn. 22). 
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3. BGB: Schwarzgeldabrede bei Grundstücksverträgen 

Urteil vom 15.03.2024, Az: V ZR 115/22 
a) Wird der Kaufpreis bei der Beurkundung eines Grundstückskaufvertrags in der Ab-
sicht, Steuern zu hinterziehen, niedriger angegeben als mündlich vereinbart (sog. 
Schwarzgeldabrede), ist der Vertrag in der Regel nicht nichtig. Anders liegt es nur, 
wenn die Steuerhinterziehungsabsicht alleiniger oder hauptsächlicher Zweck des 
Rechtsgeschäfts ist; dies ist jedoch regelmäßig nicht der Fall, wenn der Leistungsaus-
tausch, d.h. die Verpflichtung des Verkäufers zur Übertragung des Grundstücks und 
die Verpflichtung des Käufers zur Zahlung des Kaufpreises, ernstlich gewollt ist (Be-
stätigung von Senat, Urteil vom 17. Dezember 1965 - V ZR 115/63 , NJW 1966, 588, 
589; Urteil vom 5. Juli 2002 - V ZR 229/01 , NJW-RR 2002, 1527). 
 
b) Die Erwägungen, die im Falle eines Verstoßes gegen § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
SchwarzArbG zur Nichtigkeit des Dienst- oder Werkvertrags führen, sind auf 
Schwarzgeldabreden im Rahmen von Grundstückskaufverträgen nicht übertragbar 
(Abgrenzung zu BGH, Urteil vom 1. August 2013 - VII ZR 6/13 , BGHZ 198, 141 ; 
Urteil vom 10. April 2014 - VII ZR 241/13 , BGHZ 201, 1 ; Urteil vom 11. Juni 2015 - 
VII ZR 216/14 , BGHZ 206, 69 ; Urteil vom 16. März 2017 - VII ZR 197/16 , BGHZ 
214, 228 ). 
 

  
4. BGB: Reichweiter Haftungsausschluss bei Beschaffenheitsvereinbarung 

Urteil vom 10.04.2024, Az: VIII ZR 161/23 
a) Haben die Parteien eines Kaufvertrags (ausdrücklich oder stillschweigend) eine Be-
schaffenheit der Kaufsache im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB aF vereinbart, ist 
ein daneben vereinbarter allgemeiner Haftungsausschluss für Sachmängel dahin aus-
zulegen, dass er nicht für das Fehlen der vereinbarten Beschaffenheit, sondern nur für 
Mängel nach § 434 Abs. 1 Satz 2 BGB aF gelten soll (st. Rspr.; seit Senatsurteil vom 
29. November 2006 - VIII ZR 92/06 , BGHZ 170, 86 Rn. 31; zuletzt Senatsurteil vom 
27. September 2017 - VIII ZR 271/16 , NJW 2018, 146 Rn. 23). 
 
b) Eine von diesem Grundsatz abweichende Auslegung des Gewährleistungsaus-
schlusses kommt beim Kauf eines (hier fast 40 Jahre alten) Gebrauchtwagens auch 
dann nicht in Betracht, wenn die Funktionsfähigkeit eines bestimmten Fahrzeugbau-
teils (hier: Klimaanlage) den Gegenstand einer Beschaffenheitsvereinbarung bildet. 
Insbesondere rechtfertigen in einem solchen Fall weder das (hohe) Alter des Fahrzeugs 
beziehungsweise des betreffenden Bauteils noch der Umstand, dass dieses Bauteil ty-
pischerweise dem Verschleiß unterliegt, die Annahme, dass sich ein zugleich verein-
barter allgemeiner Gewährleistungsausschluss auch auf die getroffene Beschaffen-
heitsvereinbarung erstrecken soll. 
 
c) Haben die Parteien die "einwandfreie" Funktionsfähigkeit eines typischerweise dem 
Verschleiß unterliegenden Fahrzeugbauteils im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB aF 
vereinbart, liegt ein Sachmangel vor, wenn sich dieses Bauteil bereits zum Zeitpunkt 
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des Gefahrübergangs in einem Zustand befindet, der seine einwandfreie Funktionsfä-
higkeit beeinträchtigt. Das gilt unabhängig davon, ob insoweit ein "normaler", das 
heißt ein insbesondere nach Alter, Laufleistung und Qualitätsstufe nicht ungewöhnli-
cher, die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigender Verschleiß vorliegt - der nach 
der Senatsrechtsprechung (vgl. Senatsurteile vom 10. November 2021 - VIII ZR 
187/20 , BGHZ 232, 1 Rn. 39; vom 9. September 2020 - VIII ZR 150/18 , NJW 2021, 
151 Rn. 21 ff.; jeweils mwN) einen Sachmangel nach § 434 Abs. 1 Satz 2 BGB aF 
nicht begründet - und/oder ob bei objektiver Betrachtung jederzeit mit dem Eintreten 
einer Funktionsbeeinträchtigung dieses Bauteils zu rechnen war. 
 

  
5. BGB: Ausgleichsansprüche zwischen Ehegatten 

Beschluss vom 13.03.2024, Az: XII ZB 243/23 
In der Berücksichtigung einer vom Unterhaltsschuldner getragenen Gesamtschuld bei 
der Bemessung des Kindesunterhalts kann regelmäßig keine anderweitige Bestim-
mung gesehen werden, die Ausgleichsansprüche zwischen den Ehegatten nach § 426 
Abs. 1 Satz 1 BGB ausschließt (im Anschluss an Senatsurteile vom 26. September 
2007 - XII ZR 90/05 -FamRZ 2007, 1975und vom 9. Januar 2008 - XII ZR 184/05 -
FamRZ 2008, 602). 
 

  
6. GWB: Hinderung an Vorlage zum EuGH 

Beschluss vom 16.01.2024, Az: KVR 78/23 
Hängt die Entscheidung über einen Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wir-
kung einer kartellbehördlichen Verfügung von der Auslegung des Unionsrechts ab und 
hätte der Antrag nach der Beurteilung durch das Gericht Aussicht auf Erfolg, ist es aus 
Gründen der Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes an einer Vorlage an den Ge-
richtshof der Europäischen Union im Eilverfahren gehindert, wenn die Kartellbehörde 
auf den Vollzug der angefochtenen Verfügung für die Dauer eines möglichen Vor-
abentscheidungsverfahrens nicht verzichtet. 
  

 

 


